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150. Kundmachung: Geltungsbereich der Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau

151. Kundmachung: Geltungsbereich des Abkommens über die vorübergehende zollfreie Einfuhr von
medizinischen, chirurgischen und Laboratoriums-Geräten zur leihweisen Verwen-
dung in Krankenanstalten und anderen medizinischen Instituten zum Zwecke der
Diagnose oder Krankenbehandlung

152. Zweites Ergänzungsprotokoll zum Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung
einerseits und den Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl und der Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl andererseits über die Einführung direkter internationaler Eisen-
bahntarife im Durchgangsverkehr mit Kohle und Stahl durch das Staatsgebiet der
Republik Österreich

153. Beschluß Nr. 2/86 des Gemischten Ausschusses EWG—Österreich — Gemeinschaftliches Versand-
verfahren — vom 23. März 1987 zur Verlängerung der Beschlüsse Nr. 2/78 und
Nr. 2/79 zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der Republik Österreich zur Anwendung der Bestimmungen über
das gemeinschaftliche Versandverfahren

154. Änderung des Artikels XI Abs. 3 lit. a des Übereinkommens über den internationalen Handel mit
gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen (Washingtoner Artenschutz-
Übereinkommen)
(NR: GP XVI RV 10 AB 65 S. 12. BR: AB 2736 S. 437.)

150. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
7. April 1987 betreffend den Geltungsbereich
der Konvention zur Beseitigung jeder Form

von Diskriminierung der Frau
Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-

einten Nationen hat Zaire am 17. Oktober 1986
seine Ratifikationsurkunde zur Konvention zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau (BGBl. Nr. 443/1982, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 4/1987) hinter-
legt.

Die Kundmachung BGBl. Nr. 19/1986 wird
dahingehend berichtigt, daß Trinidad und Tobago
die Konvention nur unterzeichnet, nicht jedoch
ratifiziert hat.

Vranitzky

1 5 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
14. April 1987 betreffend den Geltungsbereich
des Abkommens über die vorübergehende zoll-
freie Einfuhr von medizinischen, chirurgischen

und Laboratoriums-Geräten zur leihweisen
Verwendung in Krankenanstalten und anderen
medizinischen Instituten zum Zwecke der Dia-

gnose oder Krankenbehandlung

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft am 30. März 1987 das Abkommen über die
vorübergehende zollfreie Einfuhr von medizini-
schen, chirurgischen und Laboratoriums-Geräten
zur leihweisen Verwendung in Krankenanstalten
und anderen medizinischen Instituten zum Zwecke
der Diagnose oder Krankenbehandlung (BGBl.
Nr. 288/1961, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 564/1983) gemäß Art. 1 des
Zusatzprotokolls zum Abkommen über die vor-
übergehende zollfreie Einfuhr von medizinischen,
chirurgischen und Laboratoriums-Geräten zur leih-
weisen Verwendung in Krankenanstalten und
anderen medizinischen Instituten zum Zwecke der
Diagnose oder Krankenbehandlung (BGBl.
Nr. 139/1985) unterzeichnet.

Vranitzky
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152.

ZWEITES ERGÄNZUNGS-
PROTOKOLL ZUM
ABKOMMEN VOM
26. JULI 1957 ZWISCHEN
DER ÖSTERREICHI-
SCHEN BUNDESREGIE-
RUNG EINERSEITS UND
DEN REGIERUNGEN
DER MITGLIEDSTAATEN
DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFT FÜR
KOHLE UND STAHL
UND DER HOHEN BE-
HÖRDE DER EUROPÄI-
SCHEN GEMEINSCHAFT
FÜR KOHLE UND STAHL
ANDERERSEITS ÜBER
DIE EINFÜHRUNG
DIREKTER INTERNATIO-
NALER EISENBAHNTA-
RIFE IM DURCHGANGS-
VERKEHR MIT KOHLE
UND STAHL DURCH DAS
STAATSGEBIET DER
REPUBLIK ÖSTERREICH

DIE ÖSTERREICHISCHE
BUNDESREGIERUNG

einerseits,

DIE REGIERUNGEN DER
MITGLIEDSTAATEN DER
EUROPÄISCHEN GEMEIN-
SCHAFT FÜR KOHLE UND
STAHL, nachstehend „Gemein-
schaft" genannt,

UND DIE KOMMISSION
DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN

andererseits,

SIND ÜBER FOLGENDE
BESTIMMUNGEN ÜBEREIN-
GEKOMMEN:

Artikel 1

Die Regierung der Republik
Griechenland tritt dem Abkom-
men vom 26. Juli 1957*) zwi-
schen der Österreichischen Bun-
desregierung einerseits und den
Regierungen der Mitgliedstaaten
der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl und der

•) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 63/1958
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Hohen Behörde der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl andererseits über die
Einführung direkter internationa-
ler Eisenbahntarife im Durch-
gangsverkehr mit Kohle und
Stahl durch das Staatsgebiet der
Republik Österreich, geändert
durch das Ergänzungsabkommen
vom 29. November 1960 *), nach-
stehend „Abkommen" genannt,
bei.

Artikel 2

Der Wortlaut des Abkommens
wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 1 Absatz 1 werden
die Worte „von einem deutsch-
österreichischen Grenzüber-
gangspunkt nach einem österrei-
chisch-italienischen Grenzüber-
gangspunkt oder in umgekehrter
Richtung" gestrichen.

2. In Artikel 3 Absatz 1 werden
die Worte „über die in Artikel 1
Absatz 1 genannten Grenzüber-
gangspunkte geleitet werden"
ersetzt durch die Worte „im
Durchgangsverkehr Strecken der
Österreichischen Bundesbahnen
berühren."

3. In Kapitel II der Anlage II
zum Abkommen werden die
Worte „von einem deutsch-öster-
reichischen Grenzübergangs-
punkt nach einem österreichisch-
italienischen Grenzübergangs-
punkt oder in umgekehrter Rich-
tung" gestrichen.

Artikel 3

Der im Anhang wiedergege-
bene griechische Wortlaut des
Abkommens ist gleichermaßen
verbindlich wie die ursprüngli-
chen Texte.

Artikel 4

Die Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften erkennt
dieses Protokoll durch ihre
Unterzeichnung als verbindlich
an.

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 254/1961
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Jede der Regierungen der Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft
notifiziert der Österreichischen
Bundesregierung, daß die Vor-
aussetzungen für das Inkrafttre-
ten dieses Protokolls nach ihrem
innerstaatlichen Recht erfüllt
sind.

Dieses Protokoll tritt einen
Monat nach dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem die Österreichische
Bundesregierung den anderen
Parteien des Abkommens notifi-
ziert, daß sie die Mitteilungen
gemäß Absatz 2 erhalten hat und
die Voraussetzungen für das
Inkrafttreten dieses Protokolls
auch nach dem österreichischen
Recht erfüllt sind.

Artikel 5

Dieses Protokoll wird bei der
Österreichischen Bundesregie-
rung hinterlegt. Diese übersendet
den Regierungen der Mitglied-
staaten der Gemeinschaft und der
Kommission der Europäischen
Gemeinschaften beglaubigte
Abschriften.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, ord-
nungsmäßig bevollmächtigten
Vertreter der Österreichischen
Bundesregierung, der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft sowie der Kommis-
sion der Europäischen Gemein-
schaften ihre Unterschriften unter
dieses Protokoll gesetzt.

Geschehen zu Brüssel am zwei-
ten April neunzehnhundertein-
undachtzig in einer Urschrift in
dänischer, deutscher, englischer,
französischer, griechischer, italie-
nischer und niederländischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut in
gleicher Weise authentisch ist.

Das Protokoll ist gemäß seinem Art. 4 Abs. 3 am 6. März 1987 in Kraft getreten.

Vranitzky
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1 5 3 .

BESCHLUSS NR. 2/86
DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES
EWG-ÖSTERREICH - Gemeinschaftli-
ches Versandverfahren — vom 23. März 1987
zur Verlängerung der Beschlüsse Nr. 2/78 *)
und Nr. 2/79 **) zur Änderung des Abkom-
mens zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Republik Österreich zur
Anwendung der Bestimmungen über das

gemeinschaftliche Versandverfahren

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Repu-
blik Österreich zur Anwendung der Bestimmungen
über das gemeinschaftliche Versandverfahren, ins-
besondere auf Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe a, in
Erwägung nachstehender Gründe:

Mit dem Beschluß Nr. 2/78 hat der Gemischte
Ausschuß das Abkommen um die Anlage II A
ergänzt, die die versuchsweise Einführung eines

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 290/1978
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 511/1979

datenverarbeitungsgerechten Vordrucks für die
Anmeldung zum gemeinschaftlichen Versandver-
fahren beinhaltet. Die Anlage II A wurde durch
den Beschluß Nr. 2/79 geändert.

Die Geltungsdauer dieser Beschlüsse wurde
zuletzt durch den Beschluß Nr. 1/84 bis zum
31. Dezember 1986 verlängert. Es hat sich als erfor-
derlich erwiesen, die Verwendung des genannten
Vordrucks über diesen Zeitpunkt hinaus zu verlän-
gern. Die Geltungsdauer der vorgenannten
Beschlüsse ist daher zu verlängern —

BESCHLIESST:

Artikel 1
Die Geltungsdauer der Beschlüsse Nr. 2/78 und

Nr. 2/79 wird bis zum 31. Dezember 1987 verlän-
gert.

Artikel 2
Dieser Beschluß tritt am 1. Januar 1987 in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 23. März 1987.
Für den Gemischten Ausschuß:

Der Vorsitzende:
F. Klein

Vranitzky

154.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Änderung des Artikels XI Abs. 3 lit. a des Übereinkommens über den internationalen Handel mit gefähr-
deten Arten freilebender Tiere und Pflanzen
(Washingtoner Artenschutzübereinkommen)

Gemäß Artikel XVII des Übereinkommens über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten
freilebender Tiere und Pflanzen *) wurde am 22. Juni 1979 anläßlich der außerordentlichen Tagung der
Vertragsparteien des Übereinkommens in Bonn (Bundesrepublik Deutschland) die nachstehende Ände-
rung des Art. XI Abs. 3 lit. a angenommen:

Am Ende des Artikels XI Absatz 3 lit. a werden
die Worte angefügt: „und Finanzbestimmungen
beschließen."

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Annahmeur-
kunde wurde am 16. März 1984 bei der Schweizerischen Regierung hinterlegt; gemäß deren Notifikation
tritt die Änderung nach Art. XVII Abs. 3 des Übereinkommens am 13. April 1987 in Kraft.

Nach Mitteilung der Schweizerischen Regierung haben folgende weitere Staaten die Änderung ange-
nommen:

Ägypten, Australien, Belgien, Belize, Botswana, Brasilien, Bundesrepublik Deutschland, Chile, Däne-
mark, Finnland, Indien, Indonesien, Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kenia, Liechtenstein, Madagaskar,
Marokko, Mauritius, Nepal, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Pakistan, Panama, Peru, Schweden,
Schweiz, Senegal, Seychellen, Simbabwe, Südafrika, Suriname, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien,
Uruguay, Vereinigte Staaten, Vereinigtes Königreich und Zypern.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 188/1982
Vranitzky
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